[image: image1.jpg]DEINE INTERESSEN

HABEN EINE STIMME!

Eine Information der Gewerkschaft der Polizei Landeshezirk Nordrhein-Westfalen

Gewerkschaft der Polizei, Nordrhein-Westfalen
GudastraBe 5-7 e 40625 Diisseldorf « Tel.: 0211/29101(0)-32 o Fax: 0211/29101-46  Email: info@gdp-nrw.de ® www.gdp-nrw.de




Haushalt 2006 im Landtag verabschiedet........


Landesregierung hält Wort:


bei der Umsetzung der zweigeteilten Laufbahn,


bei der Kürzung des Weihnachtsgeldes.








Die Etatdebatte im NRW-Landtag wurde von den Parteien zu einem heftigen Streit über die Jahresbilanz der schwarz-gelben Landesregierung genutzt. 





Positiv ist zu vermerken, dass die Landesregierung trotz schwieriger Haushaltslage an der Umsetzung der zweigeteilten Laufbahn festhält. 


Nach Veröffentlichung des Haushaltes im Juni 2006 stehen die Stellen zur Verfügung.


Der Fahrplan zur Abschaffung des mittleren Dienstes im Polizeibereich wird konsequent fortgesetzt. Herbert Uebler (stellv. Vors.): „Wir sind stolz darauf, dass durch die GdP-Initiative die Beförderungsmöglichkeiten zu A 8 auf  400 ausgeweitet wurden.“





Die landesweite Demonstration der GdP im Januar und die der öD-Gewerkschaften im März, viele Aktionen vor Ort sowie die vielen Gespräche und Diskussionen des GdP-Landesvorstandes mit Vertretern der Landtagsfraktionen im Rahmen der Haushaltsberatungen sind zu einem großen Teil erfolgreich gewesen. Es hat sich ausgezahlt, immer wieder den Finger in die „politische“ Wunde der CDU/ FDP Planungen zu Fragen aus dem Polizeibereich gelegt zu haben.





Negativ ist anzumerken, dass wir durch die weitere Kürzung des Weihnachtsgeldes (Sonderzahlungsgesetz NRW) weiter zur Haushaltskonsolidierung beitragen müssen und dass wir trotz anderslautender Versprechen im Wahlkampf 2005 nunmehr jährlich 1,5 % des Personals im „Verwaltungsbereich“ abbauen müssen. Insgesamt wurden im Haushalt 2006 346 Planstellen für Polizeibeamte gestrichen. 





Unklar sind derzeit noch die Auswirkungen die durch weitere Haushaltsbeschlüsse des Landtages auf den Polizeibereich zukommen, z. B.:�


	-	Personalausgabenbudgetierung�


	-	Beibehaltung der 24-monatigen Stellenbesetzungssperre für freiwerdende Stellen�


	-	Auswirkungen des ressortübergreifenden Personaleinsatzmanagements. 





Herbert Uebler: „Wir müssen nunmehr alle Kräfte bündeln, um im Rahmen der bevorstehenden Föderalismusreform zusätzliche Einsparungen im Personalbereich zu verhindern.“
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